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reitung von Investitionen sind durch den Auftraggeber Auf­
gaben zur Weiterentwicklung der Schutzgüte vorzugeben.

§4
(1) Die Generaldirektoren der Kombinate, die Leiter der 

den Betrieben übergeordneten Organe sowie die Betriebslei­
ter haben zu gewährleisten, daß die Schutzgüte Bestandteil 
der Qualitätsentwicklung, der Qualitätssicherung und der 
Qualitätskontrolle3 ist. Bei der Weiterentwicklung der Qua­
lität der Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten 
sind die Analysen der arbeitsbedingten Gefährdungen und 
Erschwernisse4 sowie die fortgeschrittenen wissenschaftlich- 
technischen Erkenntnisse zu berücksichtigen.

(2) Die Betriebsleiter haben für die leitenden Mitarbeiter, 
die für die Sicherung der Qualität verantwortlich sind, auch 
die Aufgaben zur Gewährleistung der Schutzgüte zu bestim­
men. Sie haben insbesondere zu sichern, daß

a) ,bei der Festlegung der in wissenschaftlich-technischen 
Dokumentationen zu erreichenden Qualitätsziele ent­
sprechende Vorgaben mit ausgewiesen werden,

b) die zuständigen leitenden Mitarbeiter in ihre Qualitäts­
kontrollen die Gewährleistung der Schutzgüte einbe­
ziehen.

(3) Die Technische Kontrollorganisation (TKO) beeinflußt 
und kontrolliert im Rahmen ihrer Aufgabenstellung die Ent­
wicklung und Verwirklichung der Schutzgüte.

(4) Bei der Erteilung von Gütezeichen (einschließlich 
Attestierungszeichen) ist zu berücksichtigen, ob Schutzgüte 
vorliegt.5 Werden Forderungen zur Gewährleistung der 
Schutzgüte nicht erfüllt, sind Gewinnabschläge entsprechend 
den Rechtsvorschriften6 festzulegen.

Nachweis über die Gewährleistung des
Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes

§5
(1) Der GAB-Nachweis gemäß § 5 Abs. 1 Buchst, a ASVO 

ist entsprechend dem Umfang der jeweiligen Leistung zu er­
bringen bzw. zu vervollständigen:

a) in den vom Generaldirektor des Kombinates oder dem 
Betriebsleiter festzulegenden Arbeitsstufen7,

b) bei Investitionen für das verbindliche Angebot, die 
Grundsatzentscheidung, das Ausführungsprojekt sowie 
vor Aufnahme des Probebetriebes bzw. bei der Über­
gabe von Teilleistungen und der gesamten Investitions­
leistung.

(2) Der Investitionsauftraggeber (IAG) hat zu sichern, daß 
eine Nachweisführung bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung von Investitionen gemäß Abs. 1 erfolgt. Hat der Investi­
tionsauftraggeber Auftragnehmer vertraglich gebunden, 
haben diese den GAB-Nachweis für den von ihnen zu vertre­
tenden Leistungsumfang zu erbringen.

§ 6
(1) Als Hauptmerkmale im Sinne des § 5 Abs. 2 Buchst, a 

ASVO sind insbesondere auszuweisen:
— die für die sichere und erschwemisfreie Gestaltung der
Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten ent­
scheidenden technischen und technologischen Lösungen ge-

3 Vgl. auch TGL 29513 Betriebliche Qualitätssicherung und Stan­
dardisierung.

» Vgl. auch TGL 30000/03 Gesundheits- und Arbeitsschutz, Brand­
schutz; Klassifizierung der Grundlagen­
standards; Faktoren arbeitsbedingter Ge­
fährdungen und Erschwernisse.

8 vgL TGL 29512 Qualitätssicherung, Arbeit mit Gütezeichen.
0 z. Z. gilt die Flnanzlerungsrlcbtlinle vom 21. August 1979 für die 

volkseigene Wirtschaft (GBl. X Nr. 28 S. 253) Anlage 1.
7 Z. Z. gilt die Anordnung vom 28. Mai 1975 über die Nomenklatur

der Arbeitsstufen und Leistungen von Aufgaben des Planes Wissen­
schaft und Technik (GBl. I Nr. 23 S. 426).

mäß der im § 3 Absätze I und 2 ASVO festgelegten Rang­
folge sowie die diesen zugrunde gelegten Rechtsvorschrif­
ten und betrieblichen Regelungen,

— die Gewährleistung der Schutzgüte oder die Gründe, wenn 
sie nicht gewährleistet werden kann.

(2) Bei den gemäß § 5 Abs. 2 Buchst, c ASVO geforderten 
Angaben sind auch die möglichen Gefährdungen und Er­
schwernisse, die sich aus der Verkettung und gegenseitigen 
Beeinflussung von Teilanlagen für alle Betriebszustände von 
kompletten Anlagen ergeben können, auszuweisen.

(3) Bei einfachen Arbeitsmitteln, Arbeitsverfahren und Ar­
beitsstätten ohne oder mit geringfügigen arbeitsbedingten Ge­
fährdungen (z. B. Handwerkzeuge und Handtransportmittel 
ohne motorischen Antrieb, Arbeitsverfahren — bei denen aus­
schließlich solche Arbeitsmittel angewendet werden — Ver­
waltungsräume) genügt als GAB-Nachweis die Angabe der 
zutreffenden Rechtsvorschriften und betrieblichen Regelun­
gen sowie die Bestätigung über deren Einhaltung. Die Be­
triebsleiter haben zu bestimmen, welche Arbeitsmittel, Ar­
beitsverfahren und Arbeitsstätten dazu gehören.

§7
(1) Der GAB-Nachweis ist von dem dafür verantwort­

lichen leitenden Mitarbeiter zu unterzeichnen und dem An­
wender mit der technischen Dokumentation, z. B. Grundmit­
telpaß, zu übergeben. Bei serienmäßig hergestellten Arbeits­
mitteln ist es ausreichend, wenn dem Anwender die Angaben 
gemäß § 5 Abs. 2 Buchstaben b und c ASVO und eine Aus­
sage, ob Schutzgüte vorliegt, mitgeliefert werden. Auf Anfor­
derung des Anwenders ist diesem jedoch der GAB-Nachweis 
zur Verfügung zu stellen.

(2) In mitzuliefernde Bedienungs- und Gebrauchsanlei­
tungen für Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstät­
ten sind für deren Anwendung, Transport, Umschlag, Lage­
rung und Instandhaltung die erforderlichen Verhaltensmaß­
nahmen zur Verhütung von arbeitsbedingten Gefährdungen 
und Erschwernissen aufzunehmen.

§ 8
(1) Für den Import von Arbeitsmitteln, Arbeitsverfahren 

und Arbeitsstätten gelten die dafür zutreffenden Rechtsvor­
schriften.8 Soweit beim Import von Arbeitsmitteln, Arbeits­
verfahren und Arbeitsstätten in der DDR geltende Anforde­
rungen an den Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie Brand­
schutz nicht erfüllt werden, hat der Importbetrieb bei seinem 
übergeordneten Organ eine Entscheidung zum Import ein­
zuholen. Diese Entscheidung bedarf der Zustimmung der End­
abnehmer und, soweit in Rechtsvorschriften vorgesehen, der 
Zustimmung der zuständigen staatlichen Organe. Mit einer 
Entscheidung zum Import ist gleichzeitig der Umfang der 
Nach- und Umrüstungsarbeiten zu bestimmen und der Be­
trieb, der diese durchzuführen hat, festzulegen. Erforderliche 
Ausnahmegenehmigungen bzw. Sonderregelungen9 hat der 
Importbetrieb zu beantragen.

(2) Vor Anwendung importierter Arbeitsmittel, Arbeitsver­
fahren und Arbeitsstätten hat der Endabnehmer den GAB- 
Nachweis entsprechend §5 Abs. 2 Buchstaben b und c ASVO 
zu erbringen und Aussagen zur Schutzgüte zu treffen. Bei 
Serienimporten obliegt diese Pflicht dem Importbetrieb. So­
weit Betriebe Nach- und Umrüstungsarbeiten durchführen, 
haben sie zu vorgenanntem GAB-Nachweis eine Zuarbeit ent­
sprechend ihrem Leistungsumfang zu erbringen. In den Be­
reichen der bewaffneten Organe können hiervon abwei­
chende Festlegungen getroffen werden.

8 Z. Z. gilt die Vierte Durchführungsverordnung vom 16. Mai 1973 zum 
Vertragsgesetz — Wirtschaftsverträge r.ur Sirherung des Exports und 
des Imports — (GBl. I Nr. 29 S. 277).

9 z. Z. gilt: Zweite Durciiftilmingsbeslimmung vom 51. September 
1968 zur Standardisierungs Verordnung (G1U. II 1968 Nr. ICO S. Cf:2); 
Sechste Durchführungsbestimmung vom 26. Juni 1974 zur Standardi­
sierungsverordnung (GBl. I Nr. 35 S. 334); § 21 ASVO.


